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Sachgebiet 302 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/6243 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechtspflegergesetzes 
und anderer Gesetze 


A, Problem 

Nach den als Übergangsrecht konzipierten Regelungen des Eini- 
gungsvertrages können im Beitrittsgebiet unter bestimmten Vor- 
aussetzungen Rechtspflegeraufgaben von Personen wahrgenom- 
men werden, die die nach § 2 Rechtspflegergesetz vorgesehene 
Ausbildung nicht absolviert haben (sog. Bereichsrechtspfleger). Im 
Interesse der eingesetzten Bereichsrechtspfleger und der Justiz im 
Beitrittsgebiet sollten Bereichsrechtspfleger auch auf Dauer 
Rechtspflegeraufgaben wahmehmen können. Andererseits sollte 
möglichst bald das gesamte für Rechtspflegertätigkeiten im Bei- 
trittsgebiet neu eingestellte Personal als (VoU-)Rechtspfleger 
umfassend ausgebildet werden. 

Die ehemalige DDR hat einen kleinen Teil ihrer Juristen in der 
damaligen Sowjetunion und in anderen mit ihr verbündeten 
Staaten ausbilden lassen. Diese juristischen Auslandsabschlüsse 
sind bisher nicht anerkarmt. 

Ausländischen Richtern, Staatsanwälten, Rechtsanwälten imd 
Juristen, die in einem Ausbildungsverhältnis stehen, ist es bisher 
verwehrt, an der Beratung des Spruchkörpers, bei dem sie hospi- 
tieren, teilzimehmen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf schafft Regeln, nach denen Bereichsrechtspfle- 
ger die ihnen auf bestimmten Sachgebieten übertragenen Rechts- 
pflegeraufgaben auf Dauer wahmehmen können. Außerdem soU 
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ihnen, wenn sie auf weiteren Sachgebieten erfolgreich fortgebildet 
worden sind, weitere Rechtspflegeraufgaben übertragen werden 
können. Nach besonderen Lehrgängen sollen sie die Stellung eines 
(Voll“)Rechtspflegers erwerben können. 

Neue Bereichsrechtspfleger sollen nur noch bis zum 31. Dezember 
1996 eingestellt werden können. 

Juristische Auslandsabschlüsse von Deutschen aus dem Beitritts- 
gebiet werden unter bestimmten Voraussetzungen der ersten 
Staatsprüfimg gleichgestellt. 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird dahin gehend ergänzt, daß die 
Landesregierungen ermächtigt werden, durch Rechtsverordmmg 
Regelungen zum Bereitschaftsdienst im Bereich der Amtsgerichte 
zu treffen. Außerdem wird durch eine Ergänzung ausländischen 
Hospitanten mit Genehmigung des Vorsitzenden die Teilnahme an 
der Beratung des Gerichts ermöglicht. 

Weitere Änderimgen betreffen Vorschläge aus der Stellungnahme 
des Bundesrates zur Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes, 
des Familienrechtsänderungsgesetzes, der Gesamtvollstreckungs- 
ordnung und des Rechtspflege-Anpassungsgesetzes sowie aus 
dem Entwurf des Bundesrates eines Fünften Gesetzes zur Ände- 
rung der Verwaltungsgerichtsordnung (BT-Drucksache 12/6344) 
und eines Gesetzes zur Änderung des Einführungsgesetzes zum 
Gerichtsverfassungsgesetz (BR-Drucksache 17/94). 

Der Rechtsausschuß empfiehlt die Annahme des Gesetzentwurfes 
mit den vorgeschiagenen Änderungen mehrheitlich bei einer 
Gegenstimme aus der Gruppe der PDS/Linke Liste. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

1. Beim Bund fallen keine Kosten an. Nicht näher bezifferbare 
Kosten entstehen bei den Ländern im Beitrittsgebiet, wenn sie 
Bereichsrechtspfleger aus- und fortbilden. Sie werden jedoch 
geringer sein als die Kosten, die bei einer Ausbildung des 
gesamten für den Rechtspflegerberuf dringend benötigten Per- 
sonals nach § 2 Rechtspflegergesetz anfallen würden. 

2. In den Ländern entstehen geringfügige, nicht näher beziffer- 
bare Kosten für die Verwaltungs verfahren zur Anerkennung der 
juristischen Auslandsabschlüsse. 

3. Durch die Regelung für die ausländischen Hospitanten entste- 
hen keine Kosten. 


2 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7277 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/6243 — in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzuneh- 
men. 


Bonn, den 13. April 1994 


Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann Joachim Gres Dr. Eckhart Pick 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Rechtspflegergesetzes 
und anderer Gesetze 
— Drucksache 12/6243 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Rechtspflegergesetzes 
und anderer Gesetze 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bimdes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 
(BGBL I S. 2065), zuletzt geändert durch . . . (BGBl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. § 34 vnrd wie folgt gefaßt: 

„§ 34 

Wahmehmimg von Rechtspflegeraufgaben 
durch Bereichsrechtspfleger 

(1) Mit Ablauf des 31. Dezember 1996 ist die 
Maßgabe zu diesem Gesetz in Anlage I Kapitel III 
Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 3 des Einigungsver- 
trages vom 31. August 1990 (BGBl. II S. 889) nicht 
mehr anzuwenden. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Rechtspflegergesetzes 
und anderer Gesetze 

Der Bimdestag hat mit Zustimmimg des Bimdes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 
(BGBl. I S, 2065), zuletzt geändert durch . . . (BGBl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


(2) Beschäftigte, die nach dieser Maßgabe mit 
Rechtspflegeraufgaben betraut worden sind (Be- 
reichsrechtspfleger), dürfen die Aufgaben eines 
Rechtspflegers auf den ihnen übertragenen Sach- 
gebieten auch nach Ablauf der in Absatz 1 genann- 
ten Frist wahmehmen. 


(3) Bereichsrechtspfleger können auch nach dem 
31. Dezember 1996 auf weiteren Sachgebieten mit 
Rechtspflegeraufgaben betraut werden, wenn sie 
auf Grund von Fortbildimgsmaßnahmen zur Erle- 
digung von Aufgaben auf diesen Sachgebieten 
geeignet sind. Dies gilt entsprechend für Beschäf- 
tigte, die bis zu diesem Zeitpunkt nur an Fortbü- 
dungsmaßnahmen für die Aufgaben der Justizver- 
waltung, die von Beamten des gehobenen Dienstes 
wahrgenommen werden, erfolgreich teilgenom- 
men haben, " 
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Entwurf 

2, Nach § 34 wird folgender § 34 a eingefügt: 

„§ 34a 

Ausbildung von Bereichsrechtspflegem 
zu Rechtspflegen! 

(1) Bereichsrechtspfleger, die an für sie bestimm- 
ten Lehrgängen einer Fachhochschule teilgenom- 
men und diese Ausbildung mit einer Prüfung 
erfolgreich abgeschlossen haben, erwerben die 
Stellung eines Rechtspflegers und dürfen mit allen 
Rechtspflegeraufgaben betraut werden. Die Lehr- 
gänge dauern insgesamt achtzehn Monate und 
vermitteln den Teilnehmern die wissenschaftli- 
chen Erkenntnisse und Methoden sowie die berufs- 
praktischen Fähigkeiten und Kenntnisse, die zur 
Erfüllung der Aufgaben eines Rechtspflegers erfor- 
derlich sind, 

(2) Erfolgreich abgeschlossene Aus- und Fortbil- 
dungslehrgänge, an denen ein Bereichsrechtspfle- 
ger seit dem 3. Oktober 1990 teilgenommen hat, 
können auf die für die betreffenden Sachgebiete 
bestimmten Lehrgänge nach Absatz 1 angerechnet 
werden. Auf diesen Sachgebieten kann eine Prü- 
fung nach Absatz 1 entfallen. 

(3) Die Länder können vorsehen, daß die Prüfung 
nach Absatz 1 jeweils für die einzelnen Sachge- 
biete am Ende der Lehrgänge abgelegt wird. 

(4) Das Nähere regelt das Landesrecht." 

Artikel 2 

Änderung des Deutschen Richter gesetzes 

§ 1 12 des Deutschen Richtergesetzes in der Fassung 
der Bekarmtmachung vom 19. April 1972 (BGBl. I 
S, 713), das zuletzt durch . , . (BGBL IS.,..) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

.§ 112 

Anerkennung ausländischer Prüfungen 

(1) Die Vorschriften über die Anerkennung von 
Prüfungen nach dem Bundesvertriebenengesetz wer- 
den durch dieses Gesetz rücht berührt. 

(2) Juristische Abschlüsse, die Deutsche aus dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
vor dem 3. Oktober 1990 im Ausland erworben haben, 
stehen der ersten Staatsprüfung nach § 5 Abs. 1 gleich, 
wenn sie in der Deutschen Demokratischen Republik 
dem Abschluß als Diplom- Jurist gleichgestellt wurden 
und der ersten Staatsprüfung gleichwertig sind. " 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
2. unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

§ 1 12 des Deutschen Richtergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. April 1972 (BGBL I 
S, 713), das zuletzt durch . . . (BGBL IS....) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„§ 112 

Anerkennung ausländischer Prüfungen 
(1) unverändert 


(2) Juristische Prüfungen, die Deutsche aus dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
vor dem 3. Oktober 1990 im Ausland abgelegt haben, 
sind als erste Staatsprüfung nach § 5 Abs. 1 anzuer- 
kennen, wenn sie in der Deutschen Demokratischen 
Republik durch völkerrechtliche Vereinbarung mit 
der Sowjetunion oder mit Staaten in Mittel- oder 
Osteuropa, die mit der Sowjetunion verbündet 
waren, oder durch Rechtsvorschrift dem Abschluß als 
Diplom- Jurist gleichgestellt wurden und der ersten 
Staatsprüfung gleichwertig sind." 
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Entwurf 

Artikel 3 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

§193 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBL I 
S. 1077), die durch . . . geändert worden ist, wird -wie 
folgt gefaßt: 


„§ 193 

(1) Bei der Beratrmg imd Abstimmimg dürfen außer 
den zur Entscheidimg berufenen Richtern nur die bei 
demselben Gericht zu ihrer juristischen Ausbildimg 
beschäftigten Personen und die dort beschäftigten 
wissenschaftlichen Hüfskräfte zugegen sein, soweit 
der Vorsitzende deren Anwesenheit gestattet. 

(2) Ausländische Berufsrichter, Staatsanwälte imd 
Rechtsanwälte, die einem Gericht zur Ableistimg 
eines Studienaufenthaltes zugewiesen worden sind, 
können bei demselben Gericht bei der Beratrmg und 
Abstimmxmg zugegen sein, soweit der Vorsitzende 
deren Anwesenheit gestattet und sie gemäß den 
Absätzen 3 imd 4 verpflichtet sind. Satz 1 gilt entspre- 
chend für ausländische Juristen, die im Entsendestaat 
in einem Ausbildimgsverhältnis stehen. 

(3) Die in Absatz 2 genarmten Personen sind attf 
ihren Antrag zur Geheimhaltimg besonders zu ver- 
pflichten. § 1 Abs. 2 imd 3 des Verpflichtungsgesetzes 
vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547 — Artikel 42) gilt 
entsprechend. Personen, die nach Satz 1 besonders 
verpflichtet worden sind, stehen für die Anwendung 
der Vorschriften des Strafgesetzbuches über die Ver- 
letzung von Privatgeheimnissen (§ 203 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2, Satz 2, Abs. 4 und 5, § 205), Verwertung fremder 
Geheimnisse (§§ 204, 205), Verletzung des Dienstge- 
heimnisses (§ 353 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Satz 2, Abs. 3 
und 4) sowie Verletzung des Steuergeheimnisses 
(§ 355) den für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteten gleich. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 3 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBL I 
S. 1077), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 22 c wird wie folgt gefaßt: 

„§22c 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ein Amtsgericht zu 
bestimmen, das für mehrere Amtsgerichte im 
Bezirk des Landgerichts Geschäfte des Bereit- 
schaftsdienstes an dienstfreien Tagen ganz oder 
teilweise wahrnimmt, wenn dies zur Sicherstel- 
lung einer gleichmäßigeren Belastung der Richter 
mit Bereitschaftsdiensten angezeigt ist. Zu dem 
Bereitschaftsdienst sind die Richter der in Satz 1 
bezeichneten Amtsgerichte heranzuziehen. Ober 
die Verteilung der Geschäfte des Bereitschafts- 
dienstes beschließt nach Maßgabe des § 21e das 
Präsidium des Landgerichts. 

(2) Die Landesregierungen können die Ermäch- 
tigung nach Absatz 1 auf die Landesjustizverwal- 
tungen übertragen. 

2. § 193 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 193 

(1) unverändert 


(2) Ausländische Berufsrichter, Staatsanwälte 
imd Anwälte, die einem Gericht zur Ableistung 
eines Studienaufenthaltes zugewiesen worden 
sind, können bei demselben Gericht bei der Bera- 
tung und Abstimmung zugegen sein, soweit der 
Vorsitzende deren Anwesenheit gestattet und sie 
gemäß den Absätzen 3 und 4 verpflichtet sind. 
Satz 1 gilt entsprechend für ausländische Juristen, 
die im Entsendestaat in einem Ausbildungsverhält- 
nis stehen. 

(3) unverändert 
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Entwurf 

(4) Die Verpflichtung wird vom Präsidenten des 
Gerichts vorgenommen. Er kann diese Befugnis auf 
den Vorsitzenden des Spruchkörpers oder auf den 
Richter übertragen, dem die in Absatz 2 genannten 
Personen zugewiesen sind. Einer erneuten Verpflich- 
tung bedarf es während der Dauer des Studienaufent- 
haltes nicht. In den Fällen des § 355 des Strafgesetz- 
buches ist der Richter, der die Verpflichtimg vorge- 
nommen hat, neben dem Verletzten antragsberech- 
tigt." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) Die Verpflichtung wird vom Präsidenten oder 
vom aufsichtsführenden Richter des Gerichts vor- 
genommen. Er kann diese Befugnis auf den Vorsit- 
zenden des Spruchkörpers oder auf den Richter 
übertragen, dem die in Absatz 2 genaimten Perso- 
nen zugewiesen sind. Einer erneuten Verpflich- 
tung bedarf es während der Dauer des Studienauf- 
enthaltes nicht. In den Fällen des § 355 des Straf- 
gesetzbuches ist der Richter, der die Verpflichtimg 
vorgenommen hat, neben dem Verletzten antrags- 
berechtigt. " 

Artikel 3 a 
Änderung des 

Familienrechtsänderungsgesetzes 

Nach Artikel 7 § 1 Abs. 2 des Familienrechtsände- 
rungsgesetzes vom 11. August 1961 (BGBl. I S. 1221), 
das zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird 
folgender Absatz 2 a eingefügt: 

„(2 a) Die Landesregierungen können die den Lan- 
desjustizverwaltungen nach diesem Gesetz zustehen- 
den Befugnisse durch Rechtsverordnung auf einen 
oder mehrere Präsidenten des Oberlandesgerichts 
übertragen. Die Landesregierungen können die 
Ermächtigung auf die Landes] ustizverwaltungen 
übertragen." 

Artikel 3 b 
Änderung der 

Gesamtvollstreckungsordnung 

Die Gesamtvollstreckungsordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. Mai 1991 (BGBl. I 
S. 1185), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 11 Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Für die Klage ist das Gericht örtlich zuständig, in 
dessen Bezirk das Gesamtvollstreckungsgericht 
seinen Sitz hat." 

2. Dem § 23 wird folgender Satz angefügt: 

„Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geset- 
zes zur Änderung des Rechtspflegergesetzes und 
anderer Gesetze vom (. . . einsetzen: Ausferti- 
gungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes) 
anhängigen Verfahren nach § 11 Abs. 3 dieses 
Gesetzes gehen in der Lage, in der sie sich befin- 
den, auf die nach § 11 Abs. 3 Satz 3 zuständigen 
Gerichte über." 

Artikel 3 c 
Änderung des 

Rechtspflege-Anpassungsgesetzes 

Das Rechtspflege-Anpassungsgesetz vom 26. Juni 
1992 (BGBl. I S. 1147), zuletzt geändert durch . . ., 
wird wie folgt geändert: 
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Entwurf 


Artikel 4 

Änderung der Abgabenordnung 

In § 30 Abs. 3 der Abgabenordnung vom 16. März 
1976 (BGBl. IS. 613, 1977 IS. 269), die zuletzt durch. . . 
geändert worden ist, wird folgende Nummer 1 a ein- 
gefügt: 

„la. die in § 193 Abs. 2 des Gerichtsverfassimgsge- 
setzes genannten Personen, " . 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. In § 1 Abs. 1 werden die Worte „endet spätestens 
mit Ablauf des 31. Dezember 1994" durch die 
Worte „endet mit Ablauf des 31. Dezember 1996" 
ersetzt. 

2. Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt; 

r§ 6a 

Laufbahnwechsel 

(1) Ein Richter, der nach Anlage I Kapitel III 
Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 8 des Einigungsver- 
trages vom 31. August 1990 in Verbindung mit 
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 
(BGBl. II S. 885 ff.) die Befähigung zum Berufsrich- 
ter besitzt, kann nach seiner Berufung in das 
Richterverhältnis auf Lebenszeit bei Eignung und 
Befähigung mit seiner schriftlichen Zustimmung 
unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit auch zum Staatsanwalt ernannt wer- 
den. 

(2) Die Eignung und Befähigung ist durch eine 
zweijährige Erprobung bei einer Staatsanwalt- 
schaft nachzuweisen und in einer dienstlichen 
Beurteilung festzustellen. 

(3) Wird in der dienstlichen Beurteilung nach 
Absatz 2 die Eignung und Befähigung nicht fest- 
gestellt, wird der Richter in dem ihm verliehenen 
Amt weiterverwendet. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für einen Staats- 
anwalt, der nach Anlage I Kapitel III Sachgebiet A 
Abschnitt III Nr. 8 Buchstabe z Doppelbuch- 
stabe cc des Einigungsvertrages vom 31. August 
1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. September 1990 (BGBL II S. 885 ff.) die 
Befähigung zum Staatsanwalt besitzt und unter 
Berufung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
zum Staatsanwalt ernannt ist, für eine Ernennung 
zum Richter entsprechend. Während der Erpro- 
bung im staatsanwaltschaftlichen Dienst führen 
Richter die Bezeichnung „Staatsanwalt".' 

Artikel 3d 
Änderung der 

Verwaltungsgerichtsordnung 

In § 185 Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsord- 
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. März 1991 (BGBL 1 S. 686), die zuletzt durch . , . 
geändert worden ist, werden nach dem Wort 
„Berlin," das Wort „Brandenburg," und nach dem 
Wort „Hamburg," das Wort „Mecklenburg- Vor- 
pommern," eingefügt. 

Artikel 4 

unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 4 a 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Gerichtsverfassungsgesetz 

§ 4 a des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfas- 
sungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 300-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 7 
Abs. 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2847), wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

2. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange- 
fügt: 

„(2) Das Land Berlin kann unbeschadet der in 
§ 141 des Gerichtsverfassungsgesetzes getroffe- 
nen Regelung durch Gesetz bei dem Landgericht 
eine weitere Staatsanwaltschaft einrichten, wenn 
dies aus besonderen Gründen erforderlich ist." 


Artikel 5 

Neufassung des Deutschen Richtergesetzes 

Das Bundesministeriuin der Justiz kann den Wort- 
laut des Deutschen Richtergesetzes in der vom Inkraft- 
treten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im 
Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 6. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündimg in 
Kraft. 


Artikel 5 

unverändert 


Artikel 6 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Joachim Gres und Dr. Eckhart Pick 


L Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zur Änderung des Rechtspfle- 
gergesetzes und anderer Gesetze — BT-Drucksache 
12/6243 — in seiner 199. Sitzung vom 9. Dezember 
1993 in erster Lesung beraten. Die Vorlage wurde zur 
federführenden Beratung an den Rechtsausschuß imd 
zur Mitberatung an den Ausschuß für Bildimg und 
Wissenschaft überwiesen. 

Der Ausschuß für Bildimg und Wissenschaft hat in 
seiner Sitzung vom 19. Januar 1994 einstimmig — bei 
Abwesenheit des Vertreters der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste — beschlossen, dem federführenden 
Rechtsausschuß die Annahme der Vorlage in der 
Fassung der Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates zu empfehlen. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
115. Sitzung vom 2. März 1994 beraten und mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen, der Fraktion der 
SPD, der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
einer Gegenstimme aus der Gruppe der PDS/Linke 
Liste die Annahme des Gesetzentwurfes mit den 
vorgeschlagenen Änderungen empfohlen. 


11. Zur Begründung der Beschlußempfehlung 
1. Allgemeines 

Einigkeit bestand im Rechtsausschuß über die vorge- 
schlagenen Regelungen zur Wahrnehmung von 
Rechtspflegeraufgaben durch Bereichsrechtspfleger 
und die Ausbildung von Bereichsrechtspflegem zu 
(Voll-)Rechtspflegem. Auch die Regelungen zur 
Änderung des Deutschen Richtergesetzes und des 
Gerichtsverfassungsgesetzes sowie zur Übernahme 
der Vorschläge des Bimdesrates aus seiner Stellung- 
nahme zur Änderung des Familienrechtsänderungs- 
gesetzes, der Gesamtvollstreckungsordnung und des 
Rechtspflege-Anpassungsgesetzes sowie der Verwal- 
tungsgerichtsordnimg fanden die Zustimmimg aller 
Mitglieder des Rechtsausschusses. Lediglich der Vor- 
schlag zur Einfügung eines neuen Artikels 4 a (Ände- 
rung des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfas- 
stmgsgesetz), der vorsieht, daß das Land Berlin unbe- 
schadet der in § 141 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
getroffenen Regelimg durch Gesetz bei dem Landge- 
richt eine weitere Staatsanwaltschaft einrichten kann, 
wenn dies aus besonderen Gründen erforderlich ist, 
stieß auf politische Bedenken der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste. Sie sah in der Vorschrift die Gefahr, daß 
die Zahl der Ermittlimgsv erfahren, die vereinigungs- 
bedingte Kriminalität verfolge, auf längere Zeit 


zimehme und damit auch einer Versöhnung innerhalb 
Deutschlands im Wege stehe. Sie stimmte deshalb 
gegen den Gesetzentwurf mit den vorgeschlagenen 
Änderungen. 


2. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zur Begründimg der einzelnen Vorschriften wird, 
soweit die Annahme in der Fassimg des Entwurfs der 
Bundesregierung empfohlen wird, auf die Begrün- 
dung in BT-Drucksache 12/6243 S. 6 Bezug genom- 
men. 


Zu Artikel 2 (§ 112 Abs. 2 Deutsches Richtergesetz) 

Der Ausschuß war der Ansicht, daß die vorgeschla- 
gene Formulierung dem Anliegen besser gerecht 
wird, da sie für die Anerkennung juristischer Prüfun- 
gen, die Deutsche aus der ehemaligen DDR erworben 
haben, auf die völkerrechtliche Vereinbarung imd die 
Anerkennung durch Rechtsvorschrift abstellt und 
Gleichwertigkeit voraussetzt. 


Zu Artikel 3 


Zu Nummer 1 (§ 22 c Gerichtsverfassimgsgesetz) 

Der Rechtsausschuß war der Ansicht, es sei ein 
berechtigtes Anliegen, daß Richter an kleineren 
Amtsgerichten nicht unverhältnismäßig oft zu Bereit- 
schaftsdiensten herangezogen werden. Er schließt 
sich damit der Stellungnahme des Bundesrates und 
der entsprechenden Begründung (BT-Drucksache 
12/6243 S. 11) an. 


Zu Nummer 2 (§ 193 Gerichtsyerfassungsgesetz) 

Die bisherige Nummer 1 wird durch die vorgeschla- 
gene Einfügung des § 22 c in Nummer 1 nunmehr zu 
Nummer 2. 

Der Vorschlag, in § 193 Abs. 2 das Wort „Rechtsan- 
wälte" durch das Wort „Anwälte" zu ersetzen, paßt 
den Wortlaut an den Sprachgebrauch in den §§ 206, 
207 BRAO an. 

Der Vorschlag zur Änderung in § 193 Abs. 4 trägt der 
Tatsache Rechnung, daß nicht alle Gerichte über 
einen Präsidenten verfügen. 
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Drucksache 1 2/7277 


Zu Artikel 3 a (Änderung des Familienrechts- 
änderungsgesetzes) 

Zu Artikel 3 b (Änderung der Gesamt- 
vollstreckungsordnung) 

Zu Artikel 3 c (Änderung des Rechtspflege- 
Anpassungsgesetzes) 

Der Rechtsausschuß schließt sich bei den vorgeschla- 
genen Einfügungen der Artikel 3 a, 3 b und 3 c dem 
Anliegen des Bundesrates in seiner Stellungnahme 
und der Begründung (BT- Drucksache 12/6243 S. 12f.) 
sowie der Begründung zum Gesetzentwurf des Bun- 
desrates eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Anpassung der Rechtspflege im Beitritts- 
gebiet (1. RpflAnpÄndG) BT-Drucksache 12/6415 
S. 411 an. 


Zu Artikel 3d (Änderung der Verwaltungsgerichts- 
ordnung) 

Der Rechtsausschuß übernimmt mit der vorgeschlage- 
nen Einfügung eine Regelung, die im Gesetzentwurf 
des Bundesrates eines Fünften Gesetzes zur Ände- 
rung der Verwaltungsgerichtsordnung — BT-Druck- 
sache 12/6344 — vorgesehen ist. 

Danach hat sich der Rechtsausschuß die Überlegung 
zu eigen gemacht, daß § 73 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 der 
Verwaltungsgerichtsordnung für den Fall, daß die 
nächsthöhere Behörde eine oberste Bundes- oder 
oberste Landesbehörde ist, die Ausgangsbehörde als 
gleichzeitige Widerspruchsbehörde festlegt. § 185 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung räumte den 
alten Ländern, die nicht über eine Mittelinstanz ver- 
fügen, die Möglichkeit ein, Abweichungen von den 
Vorschriften des § 73 Abs. 1 Satz 2 zuzulassen. Da in 
den Ländern Brandenburg und Mecklenburg- Vor- 
pommern ebenfalls keine Landesmittelbehörden be- 
stehen, erschien es geboten, diese Länder in den 
Katalog des § 185 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung 
mit aufzunehmen. 


Zu Artikel 4 a (Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Gerichtsverfassungsgesetz) 

Die strafrechtliche Aufarbeitung der Regierungskri- 
minalität in der früheren DDR obliegt zum größten 
Teil den Berliner Strafverfolgungsbehörden. Dies 
beruht auf der Tatsache, daß Berlin der Sitz der 
Regierung des zentralistisch gelenkten Staates der 
DDR und der SED-Führung und damit der für die 
Strafverfolgungs Zuständigkeit maßgebende Tatort 
war. Umfang, Schwierigkeiten imd Bedeutimg der mit 
der Vereinigung am 3. Oktober 1990 entstandenen 
neuen Aufgabe machten es erforderlich, sie einer 
besonderen Arbeitsgruppe zu übertragen, die z. Z. 
gemäß § 145 Abs. 1 GVG unmittelbar dem General- 
staatsanwalt bei dem Kammergericht imterstellt ist. 
Da die Arbeitsgruppe eine gesamtdeutsche Aufgabe 
zu bewältigen hat, sind in ihr aufgrund entsprechen- 
der Beschlüsse der Ministerpräsidenten sowie der 
Justizministerkonferenz neben sieben Berliner Staats- 


anwälten bis auf weiteres 60 Mitarbeiter des höheren 
Dienstes aus Bund und alten Ländern eingesetzt 
(Sollstärke). Es ist davon auszugehen, daß die straf- 
rechtliche Verfolgung der Regierungskriminalität 
noch mehr als fünf Jahre in Anspruch nehmen wird. 
Derzeit sind ca. 1 700 Verfahren offen, ständig kom- 
men weitere hinzu. 

Einen weiteren Schwerpunkt staatsanwaltschaftlicher 
Arbeit in Berlin bildet die im Geschäftsbereich der 
Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht angesiedelte 
Verfolgung der vereinigungsspezifischen Wirt- 
schaftskriminahtät (derzeit ca. 600 offene Verfahren). 
Ferner gehören in die Zuständigkeit der Staatsanwalt- 
schaft bei dem Landgericht Ermittlungsverfahren 
gegen Amtsträger der ehemaligen DDR und Ost- 
berlins wegen Straftaten in Ausübung hoheitlicher 
Tätigkeiten, die nicht der Arbeitsgruppe Regierungs- 
kriminalität bei der Staatsanwaltschaft bei dem Kam- 
mergericht zugewiesen sind (im wesentlichen handelt 
es sich um den Komplex Rechtsbeugung mit derzeit 
6 000 offenen Verfahren). Aus den Zuständigkeiten 
zweier bei verschiedenen Gerichten bestehender 
Staatsanwaltschaften, die einen einheitlichen histori- 
schen Komplex zu bearbeiten haben, können sich in 
Einzelfällen Kompetenzkonflikte ergeben. Gravie- 
render ist jedoch, daß die Aufteilung auf zwei Zustän- 
digkeiten in verschiedenen Behörden, mögen sich 
diese auch in einem einheitlichen Instanzenzug befin- 
den, die Bildung gemeinsamer Rechtsauffassungen in 
wichtigen Komplexen erschwert, die Weitergabe von 
Erfahnmgswissen behindert und damit zu unnötigen 
Fehlerquellen führt. Zu ihrer Ausräumung und im 
Interesse einer Effektivierung der staatsanwaltschaft- 
lichen Arbeit erscheint es deshalb erforderlich, die 
Verfahren der Arbeitsgruppe Regierungskriminalität 
beim Generalstaatsanwalt bei dem Kammergericht 
mit den im Geschäftsbereich der Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht anfallenden Aufgaben zusam- 
menzuführen. Das kann sachgerecht nur durch Schaf- 
fung einer besonderen Strafverfolgungsbehörde bei 
dem Landgericht erfolgen, die sich allein mit der 
Regierungskriminalität der früheren DDR, der verei- 
nigungsbedingten Kriminalität und dem JustizunT 
recht befaßt. Rechtlich stellt sie eine Staatsanwalt- 
schaft II dar, die dieselben Befugnisse und Pflichten 
wie die nach § 141 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
gebildete „normale" Staatsanwaltschaft bei dem 
Landgericht hat. Der Unterschied besteht in der auf 
einen historischen Komplex bezogenen Aufgaben- 
stellung und der Begrenzung der Aufgabe auf einen 
überschaubaren Zeitraum. Mit der Schaffung dieser 
besonderen Staatsanwaltschaft wird im übrigen Spie- 
gelbildlichkeit zur Organisation der Polizei auf dem 
hier interessierenden Gebiet erreicht [Zentrale Poli- 
zeiliche ErmittlimgssteUe für die Strafverfolgimg von 
Mitgliedern ehemaliger SED-geführter DDR-Regie- 
nmgen und Verfolgung von Straftaten im Zusam- 
menhang mit dem Wiedervereinigungsgeschehen 
(ZERV)]. 

Statt der Bildung einer Staatsanwaltschaft II war die 
Zusammenfassimg der beiden Gruppen jeweils bei 
den Staatsanwaltschaften zu prüfen, denen eine von 
ihnen bisher angehört hat. Die Prüfung verlief aus 
imterschiedlichen Gründen negativ: 
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— Die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht hat 
infolge der Wiedervereinigung der geteilten Stadt 
einen Aufgabenzuwachs von 60 % zu verzeichnen, 
so daß ihr inzwischen über 330 Staatsanwälte 
zugewiesen werden mußten. Die Verlagerung der 
Arbeitsgebiete der Arbeitsgruppe Regierungskri- 
minalität in den Bereich der Staatsanwaltschaft bei 
dem Landgericht würde zu einer Betriebsgröße 
von künftig nahezu 400 Staatsanwälten führen. 
Damit wäre eine geordnete Fach- und Dienstauf- 
sicht nicht mehr möglich — ein Defizit, das gerade 
bei der Verfolgung der Regierungs- und Vereiiü- 
gungskriminalität nicht hingenommen werden 
kann. 

— Eine Übernahme weiterer Bereiche staatsanwalt- 
schaftlicher Verfolgungstätigkeit durch den Gene- 
ralstaatsanwalt bei dem Kammergericht würde die 
Grenzen des § 145 Abs. 1 GVG überschreiten. 
Nachdem sich Größe und Dauer der Aufgabe 
gezeigt haben, ist im Grundsatz auch für sie die 
normale Zuständigkeitszuweisung anzustreben. 
Der Generalstaatsanwalt bei dem Kammergericht 
kann weiter einzelne Verfahren an sich ziehen, 
jedoch ist § 145 Abs. 1 GVG nicht auf die dauer- 
hafte Übernahme eines Gesamtkomplexes ange- 
legt. 

Als Lösung des Problems bietet sich deshalb zur 

Straffung der Arbeit und zur Erhöhung der Rechtssi- 


Bonn, den 13. April 1994 


cherheit nur die Einrichtung einer weiteren Staatsan- 
waltschaft bei dem Landgericht Berlin mit voraus- 
sichtlich 86 Staatsanwälten an, die für die Verfolgung 
der Regienmgskriminalität und der im Zusammen- 
hang mit der Vereinigung stehenden Kriminalität 
sowie des Justizunrechts zuständig wäre. Zu ihrer 
Errichtung bedarf es der beantragten gesetzlichen 
Neuregelung in § 4 EG GVG für die bestehende 
besondere Situation. Zwar enthält das Gerichtsverfas- 
sungsgesetz kein ausdrückliches Verbot mehrerer 
Staatsanwaltschaften bei einem Gericht, jedoch 
gehen die Bestimmungen des 10. Titels des Gerichts- 
verfassungsgesetzes davon aus, daß jedem Landge- 
richt nur eine Staatsanwaltschaft zugeordnet wird. 
Ohne eine gesetzliche Klarstellung im Einführungs- 
gesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz würde daher 
Rechtsunsicherheit bestehen, die dieser Bereich am 
wenigsten vertrüge. 

Mit der Einfühlung des § 4 a Abs. 2 in das Einfühlungs- 
gesetz ziun Gerichtsverfassungsgesetz wird dem Ber- 
liner Gesetzgeber die Möglichkeit eröffnet, im Falle 
eines besonderen Giundes bei dem Landgericht eine 
weitere Staatsanwaltschaft mit eigenen aus der Auf- 
gabenstellung folgenden Zuständigkeiten zu schaf- 
fen. Die Vorschrift gewährleistet, daß nur der Landes- 
gesetzgeber befugt ist, eine von den Grundsätzen des 
10. Titels des Gerichtsverfassungsgesetzes abwei- 
chende Regelung über die Organisation der Staatsan- 
waltschaft zu treffen. 


Joachim Gres Dr, Eckhart Pick 

Berichterstatter 
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